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Antwort

des Ministeriums der Finanzen

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pia Schellhammer (BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN)

- Drucksache 19/28 -

Entwicklung der Beamtenbesoldung: Amtsangemessene Alimentation und 

Übertragung von Tarifabschlüssen

Die Kleine Anfrage – Drucksache 19/28 – vom 22. Mai 2026 hat folgenden Wort-

laut:

Das Bundesverfassungsgericht hat mit seiner Entscheidung zur Berliner 

Beamtenbe-soldung festgestellt, dass die dortige Besoldung in weiten Teilen nicht 

den Anforderun-gen der amtsangemessenen Alimentation entsprach. Die 

Entscheidung entfaltet zwar keine unmittelbare Rechtswirkung für Rheinland-Pfalz, 

hat jedoch grundsätzliche Be-deutung für sämtliche Besoldungssysteme der 

Länder. Zugleich bestehen in Rhein-land-Pfalz weiterhin gerichtliche Verfahren zur 

Verfassungsmäßigkeit der Beamtenbe-soldung, insbesondere mit Blick auf das 

Mindestabstandsgebot.

Darüber hinaus steht die Umsetzung der diesjährigen Tarifabschlüsse für den 

Beam-tenbereich noch aus. Die zeitgleiche und systemgerechte Übertragung des 

Tarifergeb-nisses auf den Beamtenbereich ist seit dem Jahr 2015 trotz der damit 

verbundenen Herausforderungen für den Landeshaushalt gelebte Praxis in 

Rheinland-Pfalz.
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Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung:

1. Welche finanziellen Auswirkungen erwartet die Landesregierung für den Landes-

haushalt infolge der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur amtsan-

gemessenen Alimentation von Beamtinnen und Beamten?

2. Welche finanziellen Auswirkungen erwartet die Landesregierung für den Landes-

haushalt bei Umsetzung der Tarifabschlüsse?

3. Erfüllt die rheinland-pfälzische Besoldungsstruktur die Vorgaben des Bundesver-

fassungsgerichts zur Mindestbesoldung?

4. Welche Besoldungsgruppen und welche Zeiträume in Rheinland-Pfalz könnten 

nach Einschätzung der Landesregierung von möglichen Änderungen (z. B. Nach-

zahlungen oder Anpassungen) der Alimentation betroffen sein?

5. Plant die Landesregierung eine eigenständige gesetzgeberische Initiative zur An-

passung der Beamtenalimentation in Rheinland-Pfalz, und wenn ja, wann soll ein 

entsprechender Gesetzentwurf vorgelegt werden?

6. Wann beabsichtigt die Landesregierung die zeitgleiche und systemgerechte Über-

tragung der aktuellen Tarifabschlüsse der Länder auf die Beamtinnen und Beam-

ten,  Richterinnen  und  Richter  sowie  Versorgungsempfängerinnen  und  Versor-

gungsempfänger umzusetzen?

Das Ministerium der Finanzen hat die Kleine Anfrage namens der Landesregierung 

mit angefügtem Schreiben beantwortet.
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An den 
Präsidenten des Landtags 
Rheinland-Pfalz 
Herrn Matthias Lammert 
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55116 Mainz 

DIE MINISTERIN 
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55116 Mainz 
Postfach 33 20 
55023 Mainz 
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16. Juni 2026

Kleine Anfrage Drs. 19/28 der Abgeordneten Pia Schellhammer (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 
„Entwicklung der Beamtenbesoldung: Amtsangemessene Alimentation und 
Übertragung von Tarifabschlüssen“ 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

der Ministerrat hat am 9. Juni 2026 den Entwurf für ein Landesgesetz zur Anpassung 

der Besoldung und Versorgung 2026/2027/2028 (LBVAnpG 2026/2027/2028) im 

Grundsatz gebilligt und das entsprechende Beteiligungsverfahren eingeleitet. 

Mit diesem Gesetzentwurf soll nicht nur das Tarifergebnis für die Beschäftigten der 

Länder vom 14. Februar 2026 zeitgleich und systemgerecht auf die Beamten- und 

Richterschaft übertragen, sondern auch die Einhaltung der präzisierten verfassungs-

rechtlichen Anforderungen an die Alimentation gemäß der Entscheidung des Bundes-

verfassungsgerichts vom 17. September 2025 (2 BvL 5/18 u.a.) zum Landesrecht 

Berlin für die rheinland-pfälzische Gesetzeslage aufbereitet werden. 

Dies vorangestellt, beantworte ich die Kleine Anfrage im Namen der Landesregierung 

wie folgt: 

E: 16.06.2026
19/159
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Zu den Fragen 1 und 2: 

Die zeitgleiche und systemgerechte Übertragung des Tarifergebnisses für die 

Beschäftigten der Länder vom 14. Februar 2026 auf die Beamten- und Richterschaft 

bedingt Mehrkosten für das Land im Jahr 2026 in Höhe von rund 166 Mio. Euro, im 

Jahr 2027 von insgesamt rund 337 Mio. Euro und im Jahr 2028 von rund 431 Mio. 

Euro.  

 

Vorgesehen ist dabei eine Anpassung der Bezüge zum 1. April 2026 um 3,3 Prozent, 

zum 1. März 2027 um weitere 2,0 Prozent sowie zum 1. Januar 2028 um weitere 1,0 

Prozent. Für Anwärterinnen und Anwärter sowie Rechtsreferendarinnen und 

Rechtsreferendare sind zu denselben Zeitpunkten Festbetragserhöhungen von 

zweimal 60 Euro und einmal 30 Euro geplant. Die Übertragung erfolgt somit 

systemgerecht und beinhaltet eine lineare Umrechnung des im Tarifabschluss 

vereinbarten Mindestanpassungsbetrages. Das sichert auch in der untersten 

Besoldungsgruppe einen Gehaltszuwachs von mindestens 100 Euro im ersten 

Anpassungsschritt. 

 

Hinzu kommen weitere Mehrkosten in Höhe von rund 2,6 Mio. Euro jährlich für die 

gleichfalls tarifvertraglich vereinbarte Erhöhung der Zulage für Wechselschichtdienst 

und für Schichtdienst. 

 

Mit dem LBVAnpG 2026/2027/2028 und dessen Schwerpunktsetzung für einen 

leistungsfähigen und attraktiven öffentlichen Dienst wird die Amtsangemessenheit der 

Alimentation der Beamten- und Richterschaft auch zukünftig gewährleistet sein.  

 

Zu Frage 3: 

Ja. Die Einhaltung der verfassungsgerichtlich geforderten Mindestbesoldung in der 

niedrigsten Besoldungsgruppe am Maßstab der sogenannten Prekaritätsschwelle von 

80 v. H. des Median-Äquivalenzeinkommens wird in vorgenanntem Gesetzentwurf für 

ein LBVAnpG 2026/2027/2028 umfassend dargestellt. 
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Zu den Fragen 4 und 5: 

Da gegenwärtig keine Änderungen des Alimentationsniveaus erforderlich sind, die 

über die im vorgenannten Gesetzentwurf für ein LBVAnpG 2026/2027/2028 

enthaltenen Regelungen hinausgehen, sind auch keine spezifischen Besol-

dungsgruppen und Zeiträume im Sinne der Fragestellung betroffen.  

 

Ob und inwiefern sich aus den landesspezifischen Vorlageverfahren des Oberverwal-

tungsgerichts Rheinland-Pfalz vom 25. September 2024 (2 A 11745/17.OVG) und des 

Verwaltungsgerichts Koblenz vom 29. April 2024 (5 K 686/22.KO und 5 K 

1153/22.KO) an das Bundesverfassungsgericht Handlungsbedarf ergeben könnte, 

bleibt notwendigerweise abzuwarten.  

 

Zu Frage 6: 

Es wird auf die Vorbemerkung verwiesen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Doris Ahnen 


